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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS FUR DEN OFFENTLICHEN DIENST DER EUROPAISCHEN UNION
(Dritte Kammer)

13. Juni 2012*

,Offentlicher Dienst — Ehemaliger Beamter — Soziale Sicherheit — Unfall — Abschluss des
Verfahrens zur Anwendung von Art. 73 des Statuts — Zeitliche Geltung der Tabelle im Anhang der
neuen Regelung zur Sicherung der Beamten bei Unfillen und Berufskrankheiten — Dauer
des Verfahrens®

In der Rechtssache F-31/10
betreffend eine Klage nach Art. 270 AEUV, der nach Art. 106a EA auch fiir den EAG-Vertrag gilt,

Christian Guittet, ehemaliger Beamter der Europdischen Kommission, wohnhaft in Cannes
(Frankreich), Prozessbevollmachtigter: L. Levi, avocat,

Klager,

gegen

Européische Kommission, vertreten durch J. Currall und D. Martin als Bevollméachtigte im Beistand
von J.-L. Fagnart, avocat,

Beklagte,
erldsst
DAS GERICHT FUR DEN OFFENTLICHEN DIENST
(Dritte Kammer)

unter Mitwirkung des Préasidenten S. Van Raepenbusch (Berichterstatter) sowie der Richter R. Barents
und K. Bradley,

Kanzler: ]J. Tomac, Verwaltungsrat,
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 7. Mérz 2012

folgendes

* Verfahrenssprache: Franzosisch.
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Urteil
Herr Guittet, ein ehemaliger Beamter der Europdischen Kommission, beantragt mit Klageschrift, die
am 14. Mai 2010 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, u. a. die Authebung der Entscheidung
vom 27. Juli 2009, mit der die Anstellungsbehorde das nach Art. 73 des Statuts der Beamten der
Europiischen Union (im Folgenden: Statut) eroffnete Verfahren abgeschlossen und den Grad der

Beeintridchtigung  der  korperlichen und  seelischen  Unversehrtheit (im  Folgenden:
Beeintrachtigungsgrad) auf 64,5 % festgesetzt hat.

Rechtlicher Rahmen

Statut

In Art. 73 Abs. 1 und 2 des Statuts ist bestimmt:

»1. Der Beamte wird vom Tage seines Dienstantritts an geméf3 einer von den Organen der [Union] im
gegenseitigen Einvernehmen nach Stellungnahme des Statutsbeirats beschlossenen Regelung fiir den

Fall von Berufskrankheiten und Unfillen gesichert. ...

2. Als Leistungen werden garantiert:

b) bei dauernder Vollinvaliditit:

Zahlung eines Kapitalbetrags in achtfacher Hohe des jéhrlichen Grundgehalts, bemessen nach den
Monatsgrundgehéltern des Beamten in den letzten zwolf Monaten vor dem Unfall;

c¢) bei dauernder Teilinvaliditit:

Zahlung eines Teiles des unter Buchstabe b) vorgesehenen Betrages, berechnet nach der Tabelle
der in Absatz 1 genannten Regelung.

Die in diesem Absatz genannten Leistungen konnen zusitzlich zu den in Kapitel 3 vorgesehenen
Leistungen gewihrt werden.”

Gemeinsame Regelung gemdf§ Art. 73 des Statuts

Anwendungsbereich und Ubergangsbestimmungen

Am 1. Januar 2006 trat die in Art. 73 Abs. 1 des Statuts vorgesehene, den Organen der Europiischen
Union gemeinsame Regelung zur Sicherung bei Unfillen und Berufskrankheiten (im Folgenden:
Gemeinsame Regelung oder neue Gemeinsame Regelung) in Kraft, die an die Stelle der fritheren
Gemeinsamen Regelung in ihrer letzten Fassung vom 18. Juli 1997 (im Folgenden: alte Gemeinsame
Regelung) trat.
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Art. 1 der Gemeinsamen Regelung lautet:

»In Durchfithrung von Artikel 73 des Statuts werden in dieser Regelung die Voraussetzungen
festgelegt, unter denen der Versicherte weltweit im Falle von Berufskrankheiten und Unféllen gesichert
ist.

Versicherter im Sinne dieser Regelung ist:

— der Beamte;

— der Zeitbedienstete;

— der Vertragsbedienstete.”

Art. 30 der Gemeinsamen Regelung enthilt folgende Ubergangsvorschriften:

,Die [alte] gemeinsame Regelung ... wird aufgehoben.

Sie gilt jedoch weiterhin fiir alle Entscheidungsentwiirfe, die gemaf} Artikel 20 Absatz 1 vor dem
1. Januar 2006 angenommen wurden ...*

Art. 31 der Gemeinsamen Regelung bestimmt:
»[Die neue Gemeinsame] Regelung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in
dem der Président des Gerichtshofs der Europdischen [Union] geméf$ Artikel 73 Absatz 1 des Statuts

das gegenseitige Einvernehmen der Organe festgestellt hat.

Sie gilt vom gleichen Tage an.”

Begriff der dauernden Dienstunfihigkeit
Art. 11 (,Dauernde Dienstunfihigkeit”) der Gemeinsamen Regelung lautet wie folgt:

»(1) Die dauernde Voll- oder Teilinvaliditit richtet sich nach dem [Beeintrachtigungsgrad] nach
Mafigabe der europdischen Tabelle zur Bewertung der Beeintrichtigung der physischen und
psychischen Integritit (im Anhang A).

Die Einzelheiten der praktischen Anwendung der Tabelle sind in Anhang B geregelt.

(2) Bei dauernder Vollinvaliditit infolge eines Unfalls oder einer Berufskrankheit betrdgt der
Beeintriachtigungsgrad 100 %, und der Versicherte erhélt den in Artikel 73 Absatz 2 Buchstabe b des
Statuts vorgesehenen Kapitalbetrag.

(3) Bei dauernder Teilinvaliditit infolge eines Unfalls oder einer Berufskrankheit erhélt der Versicherte
den in Artikel 73 Absatz 2 Buchstabe c des Statuts vorgesehenen Kapitalbetrag, der sich nach den
Sétzen der ... Tabelle bemisst.

(4) Waren die verletzten Korperteile oder Organe schon vor der Verletzung nicht mehr unversehrt, so

richtet sich die Entschddigung lediglich nach dem Unterschied zwischen dem Zustand nach und vor
dem Unfall.
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5) ..

(6) Wird durch ein und denselben Unfall eine mehrfache Invaliditit ausgelost, so sind die einzelnen
Entschadigungen zusammenzurechnen, doch darf die Gesamtentschidigung weder den vollen
Kapitalbetrag tibersteigen, der bei dauernder Vollinvaliditat gewéhrt wird, noch den Teilbetrag, der bei
vollstindigem Verlust oder volligem Funktionsausfall des verletzten Korperteils oder Organs gezahlt
wird.”

Die alte Gemeinsame Regelung bestimmte in Art. 12:

»1. Bei dauernder Vollinvaliditat infolge eines Unfalls oder einer Berufskrankheit erhdlt der Beamte
den in Artikel 73 Absatz 2 Buchstabe b) des Statuts vorgesehenen Kapitalbetrag.

2. Bei dauernder Teilinvaliditdt infolge eines Unfalls oder einer Berufskrankheit erhdlt der Beamte
einen Kapitalbetrag, der sich nach den Sétzen der Invaliditdtstabelle im Anhang bemisst.

Zusitzliche Entschiadigung

Gemdfs Art. 13 der Gemeinsamen Regelung erhédlt der Versicherte bei einer dsthetischen
Beeintrichtigung, einer sexuellen Beeintrachtigung (aufler dem Verlust der Fortpflanzungsfihigkeit),
nicht objektivierbaren, jedoch medizinisch plausiblen auflergewohnlich starken Schmerzen sowie einer
Beeintrachtigung der Ausiibung von Freizeittitigkeiten, die fiir den Versicherten von besonderer
Bedeutung waren, nach Stellungnahme der von den Organen bestellten Arzten oder des
Arzteausschusses nach Art. 22 zusitzlich zu dem fiir dauernde Teilinvaliditit zu zahlenden Betrag eine
Entschéadigung.

Die Hohe der Entschddigung wird nach Mafigabe der Bewertungstabelle fiir bestimmte besondere
Beeintrachtigungen in Anhang C festgesetzt.

Verfahrensvorschriften

Nach Art. 18 der Gemeinsamen Regelung trifft die Anstellungsbehorde die Entscheidung tiber das
Vorliegen eines Unfalls, die Entscheidung {iber die Anerkennung einer Krankheit als Berufskrankheit
sowie die Entscheidung {iber den Grad einer dauernden Invaliditit nach dem Verfahren des Art. 20
der genannten Regelung aufgrund der Stellungnahme des oder der von den Organen bestellten Arzte
und, falls der Versicherte dies verlangt, nach Einholung des Gutachtens des Arzteausschusses nach
Art. 22 der Regelung.

Abs. 3 des Art. 19 (,Konsolidierung des Zustands“) der Gemeinsamen Regelung lautet:

»Die Entscheidung tiber den Invaliditdtsgrad ergeht nach der Konsolidierung der Verletzungen des
Versicherten. Die Folgen des Unfalles oder der Berufskrankheit sind konsolidiert, wenn sie sich
stabilisiert haben oder abzusehen ist, dass sie sich nur noch sehr langsam und in sehr begrenztem
Umfang abschwichen werden. Zu diesem Zweck hat der Versicherte einen arztlichen Bericht
vorzulegen, in dem die Konsolidierung seines Zustandes festgestellt und die Art der Verletzungen
angegeben wird. Der oder die vom Organ bestellten Arzte oder der Arzteausschuss nach Artikel 22
konnen jedoch auch ohne Vorliegen dieses arztlichen Berichts iiber die Konsolidierung befinden.

“«
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Art. 20 der Gemeinsamen Regelung bestimmt:

»(1) Bevor die Anstellungsbehorde eine Entscheidung geméfd Artikel 18 trifft, stellt sie dem
Versicherten oder den sonstigen Anspruchsberechtigten einen Entscheidungsentwurf zu, dem sie die
Stellungnahme des oder der von dem Organ bestellten Arzte beifiigt. Der Versicherte oder die
sonstigen Anspruchsberechtigten konnen beantragen, dass der vollstindige drztliche Bericht einem
Arzt ihrer Wahl tibersandt oder ihm bzw. ihnen mitgeteilt wird.

(2) Der Versicherte oder die sonstigen Anspruchsberechtigten konnen binnen 60 Tagen beantragen,
das Gutachten des Arzteausschusses nach Artikel 22 einzuholen. Im Antrag auf Befassung des
Arzteausschusses ist der Name des Arztes anzugeben, der den Versicherten oder die sonstigen
Anspruchsberechtigten vertritt; dem Antrag ist ein Bericht dieses Arztes beizufiigen, in welchem
angegeben wird, in welchen medizinischen Fragen die Stellungnahme des oder der im Zusammenhang
mit der Anwendung dieser Regelung vom Organ bestellten Arzte bestritten werden.

(3) Geht bis zum Ablauf dieser Frist kein Antrag auf Einholung eines Gutachtens des Arzteausschusses
ein, so trifft die Anstellungsbehorde ihre Entscheidung entsprechend dem iibermittelten Entwurf.”

Art. 20 Abs. 1 der alten Gemeinsamen Regelung lautete:

»Die Entscheidung iiber den Invaliditdtsgrad ergeht nach der Konsolidierung der Verletzungen des
Beamten. Zu diesem Zweck hat der Beamte einen &rztlichen Bericht vorzulegen, in dem die Heilung
oder die Konsolidierung seines Zustandes festgestellt und die Art der Verletzungen angegeben wird.”
Art. 22 der Gemeinsamen Regelung (,Arzteausschuss®) bestimmt:

»(1) Der Arzteausschuss setzt sich aus drei Arzten zusammen, von denen:

— der erste von dem Versicherten oder den sonstigen Anspruchsberechtigten,

— der zweite von der Anstellungsbehorde,

— der dritte einvernehmlich von diesen beiden zuvor benannten Arzten

benannt wird.

Lasst sich binnen zwei Monaten nach der Benennung des zweiten Arztes kein Einvernehmen iiber die
Benennung des dritten Arztes herstellen, so wird der dritte Arzt auf Antrag eines der Beteiligten vom

Prasidenten des Gerichtshofes der Europdischen Gemeinschaften bestellt.

Der dritte Arzt muss, gleich auf welche Weise er benannt worden ist, iiber Fachwissen im Bereich der
Bewertung und Behandlung korperlicher Schéden verfiigen.

(2) Das Organ legt den Auftrag fest, den es dem Arzteausschuss erteilt. Der Auftrag bezieht sich auf
die medizinischen Fragen, die in dem gemaf3 Artikel 20 Absatz 2 tibermittelten Bericht des Arztes, der
den Versicherten oder die sonstigen Anspruchsberechtigten vertritt, oder anderen einschligigen
arztlichen Berichten aufgeworfen werden.

Die Honorare und Spesen der im Arzteausschuss vertretenen Arzte werden anhand einer von den

Verwaltungsleitern der Organe ... erstellten Tabelle festgelegt und richten sich nach der Komplexitit
des jeweils vom Arzteausschuss zugewiesenen Falls.
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Bevor der Auftrag des Arzteausschusses bestitigt wird, unterrichtet das Organ den Versicherten oder
die sonstigen Anspruchsberechtigten iiber die Honorare und Spesen, die sie nach Absatz 4
moglicherweise zu tragen haben. Auf keinen Fall konnen der Versicherte oder die sonstigen
Anspruchsberechtigten den dritten Arzt wegen der Hohe der von diesem verlangten Honorare und
Spesen ablehnen. Es steht ihnen jedoch jederzeit frei, auf das Verfahren der Befassung des
Arzteausschusses zu verzichten. In diesem Falle haben der Versicherte oder die sonstigen
Anspruchsberechtigten fiir die Arbeiten, die bereits geleistet wurden, die Honorare und Spesen des
von ihm bzw. ihnen benannten Arztes sowie die Hélfte der Honorare und Spesen des dritten Arztes zu
tragen.

Unabhingig von dem, was das Organ zu zahlen akzeptiert, haben der Versicherte oder die sonstigen
Anspruchsberechtigten seinem Arzt die Honorare zu vergiiten, die er mit ihm vereinbart hat.

(3) Der Arzteausschuss priift auf kollegiale Weise simtliche vorliegenden Unterlagen, die ihm bei
seinen Bewertungen von Nutzen sein konnten; alle Entscheidungen werden mehrheitlich getroffen.
Der Arzteausschuss hat selbst zu regeln, auf welche Weise er im Einzelnen vorgeht. Der dritte Arzt
filhrt das Sekretariat und fasst das Gutachten ab. Der Arzteausschuss kann zusitzliche
Untersuchungen beantragen und Sachverstindige befragen, um die Akte zu vervollstindigen oder
Stellungnahmen einzuholen, die zur Durchfiihrung seines Auftrags von Nutzen sind.

Der Arzteausschuss kann nur zu dem Sachverhalt medizinisch Stellung nehmen, der ihm zur
Bewertung vorgelegt oder ihm zur Kenntnis gebracht wird.

Gelangt der Arzteausschuss, dessen Auftrag sich auf den rein medizinischen Aspekt des Vorgangs
beschrankt, zu der Auffassung, dass die Angelegenheit den Charakter eines Rechtsstreites hat, so
erklért er sich als nicht zustdndig.

Zum Abschluss seiner Arbeiten hilt der Arzteausschuss seine Schlussfolgerungen in einem Gutachten
fest, das er der Anstellungsbehorde zuleitet.

Auf der Grundlage dieses Gutachtens iibermittelt die Anstellungsbehorde dem Versicherten oder den
sonstigen  Anspruchsberechtigten ihre Entscheidungen, denen die Schlussfolgerungen des
Arzteausschusses beigefiigt sind. Der Versicherte oder die sonstigen Anspruchsberechtigten kénnen
verlangen, dass das vollstindige Gutachten des Arzteausschusses dem Arzt ihrer Wahl iibermittelt
oder ihnen mitgeteilt wird.

(4) Die Kosten, die durch die Arbeiten des Arzteausschusses entstehen, trigt das Organ, dem der
Versicherte angehort.

Entspricht das Gutachten des Arzteausschusses dem Entscheidungsentwurf der Anstellungsbehérde,
der dem Versicherten oder den sonstigen Anspruchsberechtigten zugestellt wurde, so haben der
Versicherte oder die sonstigen Anspruchsberechtigten jedoch die Honorare und Nebenkosten des von

ihnen gewdhlten Arztes in voller Hohe sowie die Honorare und Nebenkosten des dritten Arztes zur
Halfte zu tragen, wahrend die {ibrigen Kosten zu Lasten des Organs gehen.

Die alte Gemeinsame Regelung sah in Art. 23 beziiglich des Arzteausschusses Folgendes vor:
»1. Der Arzteausschuss setzt sich aus drei Arzten zusammen, von denen
— der erste von der Anstellungsbehorde,

— der zweite von dem Beamten oder den sonstigen Anspruchsberechtigten,
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— der dritte einvernehmlich von diesen beiden zuvor genannten Arzten
benannt wird.

Lasst sich binnen zwei Monaten nach der Benennung des zweiten Arztes kein Einvernehmen iiber die
Benennung des dritten Arztes herstellen, so wird der dritte Arzt auf Antrag eines der Beteiligten vom
Prasidenten des Gerichtshofes der Europdischen Gemeinschaften bestellt.

Der Arzteausschuss erstattet bei Abschluss seiner Arbeiten ein Gutachten, das er der
Anstellungsbehorde und dem Beamten oder den sonstigen Anspruchsberechtigten zuleitet.

2. Die Kosten, die durch die Arbeiten des Arzteausschusses entstehen, trigt das Organ, dem der
Beamte angehort.

Ist der vom Beamten benannte Arzt auflerhalb des Ortes der dienstlichen Verwendung des Beamten
ansissig, so trigt der Beamte die durch diese Benennung entstehenden Mehrkosten mit Ausnahme
der Reisekosten fiir die erste Klasse bei Benutzung der Eisenbahn und der Economy-Klasse bei
Benutzung eines Flugzeugs, die von dem Organ erstattet werden. Dies gilt nicht, wenn es sich um
einen Unfall, der in Austibung oder anlésslich der Austibung des Dienstes oder auf dem Weg zum
oder vom Arbeitsplatz eingetreten ist, oder um eine Berufskrankheit handelt.

Entspricht das Gutachten des Arzteausschusses dem gemifl Artikel 21 dem Beamten oder den
sonstigen Anspruchsberechtigten zugestellten Entscheidungsentwurf der Anstellungsbehoérde, so haben
diese die Honorare und Nebenkosten des von ihnen gewihlten Arztes in voller Hohe sowie die
Honorare und Nebenkosten des dritten Arztes zur Halfte zu tragen, wihrend die {ibrigen Kosten zu
Lasten des Organs gehen; dies gilt nicht, wenn es sich um einen Unfall handelt, der in Austibung oder
anlésslich der Ausiibung des Dienstes oder auf dem Weg zum oder vom Arbeitsplatz eingetreten ist.

In Ausnahmefillen kann die Anstellungsbehorde jedoch nach Stellungnahme des von ihr bestellten
Arztes beschlieflen, dass simtliche in den vorstehenden Unterabsitzen bezeichneten Kosten zu Lasten
des Organs gehen.”

Sachverhalt

Der Kléger erlitt am 8. Dezember 2003 einen schweren Unfall. Der Unfall fithrte dazu, dass er ab 1. Juli
2005 wegen Dienstunfihigkeit nach Art. 78 des Statuts in den Ruhestand versetzt wurde.

Aufgrund der Unfallmeldung, die die Ehefrau des Klédgers abgab, leitete die Kommission ein Verfahren
gemafd Art. 73 des Statuts ein.

Am 10. April 2005 erstellte der vom Organ bestellte Arzt zwecks Festsetzung eines Vorschusses einen
Zwischenbericht. In diesem Bericht vertrat er die Auffassung, dass der Grad der dauernden
Dienstunfihigkeit im Zeitpunkt der Konsolidierung bei mindestens 20 % liegen werde.

Am 30. Mai 2005 wandte sich der Klager an das Amt fiir die Feststellung und Abwicklung individueller
Anspriiche (im Folgenden: PMO) und beantragte die Uberpriifung seines Falles, damit der unstreitige
Grad der dauernden Dienstunfihigkeit ,in einer Hohe [festgesetzt wird], die realitdtsgerechter ist”.

Das PMO gab diesem Antrag statt und forderte den vom Organ bestellten Arzt auf, den nicht

streitigen Teil des Grads der dauernden Dienstunfihigkeit zu bestimmen und dabei gegebenenfalls die
Argumente zu beriicksichtigen, die der Klager zugunsten eines hoheren Grads vorgebracht hatte.

ECLIL:EU:F:2012:80 7
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In einem zweiten Zwischenbericht vom 1. Juli 2005 vertrat der vom Organ bestellte Arzt die
Auffassung, dass der unstreitige Grad der dauernden Dienstunfihigkeit auf 40 % festgesetzt werden
konne.

Auf der Grundlage dieses Berichts gewéhrte das PMO dem Kldger mit Entscheidung vom 8. August
2005 einen Vorschuss in Hohe von 381 812,22 Euro. Der Klédger erhielt diesen Vorschuss im November
2005.

Zwischenzeitlich hatte der Kldger beziiglich der Konsolidierung seiner Verletzungen dem PMO einen
Bericht gesandt, der am 28. Juni 2005 von einem von ihm bestellten Arzt gefertigt worden war und
zum Ergebnis gelangte, das die Verletzungen des Kladgers konsolidiert seien. Ohne dass ihr insoweit
widersprochen worden wire, fithrt die Kommission aus, der Bericht sei dem PMO am 30. Juni 2005
tibermittelt worden.

In einem Bericht vom 21. September 2006, der aufgrund des Art. 20 Abs. 1 der Gemeinsamen
Regelung gefertigt worden war, stellte der vom Organ bestellte Arzt fest, dass die Verletzungen des
Klagers seit 28. Juni 2005 konsolidiert seien; er fithrte unter Heranziehung der neuen Gemeinsamen
Regelung aus, dass der Beeintrachtigungsgrad des Kldgers bei 62 % liege und sich wie folgt
zusammensetze: 37 % fiir Verletzungen im Hals-Nasen-Ohren-Bereich (12 % fir Horverlust, 3 % fiir
Tinnitus, 20 % fiir Gleichgewichtsstérungen und 2% fiir Geruchssinn), 15% fiir rheumatologische
Storungen und 10 % fiir psychische Beeintrachtigungen. Er stellte ferner fest, dass der Kldger unter
einer stindigen &dsthetischen Beeintrdchtigung von 3/7 leide, die eine zusitzliche Entschadigung von
1,5 % rechtfertige.

Mit Entscheidungsentwurf vom 7. November 2006 gewéhrte die Anstellungsbehérde dem Klager auf
der Grundlage des Berichts des vom Organ bestellten Arztes vom 21. September 2006 einen
Kapitalbetrag von 606 126,90 Euro, der einem Beeintrdchtigungsgrad von 63,5% entsprach; von
diesem Kapitalbetrag war der dem Klager gezahlte Vorschuss in Hohe von 38181222 Euro
abzuziehen. Ende des Jahres 2006 erhielt der Kldger damit zusétzlich zu dem bereits erhaltenen
Vorschuss eine Zahlung von 224 314,68 Euro.

Da der Kliger mit dem Entscheidungsentwurf vom 7. November 2006 nicht einverstanden war,
beantragte er mit Schreiben vom 18. Januar 2007 die Befassung des Arzteausschusses.

Nachdem es dem vom Kldger und dem vom Organ benannten Arzt nicht gelungen war, sich auf den
Namen eines dritten Arztes im Arzteausschuss zu einigen, wandte sich der Kliger mit Schreiben vom
5. Mai 2007 an den Présidenten des Gerichtshofs, damit dieser von Amts wegen den Arzt benennt.
Nach Kenntnisnahme von der Ernennung und der Annahme des Amtes durch den dritten Arzt
beauftragte ihn das PMO am 25. Juli 2007 im Namen des Arzteausschusses.

Der Arzteausschuss hielt zwei Sitzungen ab, nimlich am 3. Januar und 13. Oktober 2008, in deren
Folge der dritte Arzt unter dem Datum des 12. November 2008 einen Bericht erstellte (im Folgenden:
Bericht des Arzteausschusses).

Der Bericht des Arzteausschusses bestitigt, dass der Beeintrichtigungsgrad des Kligers bei 62 % liege
und dass die stindige dsthetische Beeintrachtigung von 3/7 eine zusitzliche Entschadigung von 1,5 %
rechtfertige. Er stellt ferner fest, dass die erlittenen Beeintrachtigungen der Lebensfreude des Klédgers
2/7 betrugen und eine zusétzliche Entschddigung von 1 % rechtfertigten.

Der Bericht des Arzteausschusses bestitigt auch den Zeitpunkt, zu dem die Verletzungen des Kligers
konsolidiert waren, namlich am 28. Juni 2005.

Der Bericht des Arzteausschusses wurde von dem Arzt unterzeichnet, der vom Organ benannt worden
war.

8 ECLIL:EU:F:2012:80
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Mit Schreiben vom 2. Dezember 2008, 21. Januar 2009 und 28. Mirz 2009 erklarte der vom Kléger
benannte Arzt, dass er mit dem Bericht des Arzteausschusses nicht einverstanden sei; er
unterzeichnete diesen jedoch letztlich und sandte ihn am 28. Méarz 2009 dem dritten Arzt zu. In
Bezug auf die Schlussfolgerungen, zu denen der genannte Bericht gelangte, machte der vom Klédger
benannte Arzt geltend, dass der Arzteausschuss die alte Tabelle zur Bewertung des
Beeintriachtigungsgrads hétte benutzen miissen, was zu einem hoheren Grad der dauernden
Dienstunfihigkeit gefithrt hatte.

Der Bericht des Arzteausschusses ging am 9. Juni 2009 bei dem PMO ein. Aufgrund dieses Berichts
erkannte die Anstellungsbehérde dem Kldger mit Bescheid vom 27. Juli 2009 einen
Beeintrachtigungsgrad von insgesamt 64,5 % zu und wies ihn darauf hin, dass der ihm geschuldete
Unterschiedsbetrag, der sich auf 9543,31 Euro belaufe und einem Beeintrachtigungsgrad von 1%
entspreche, an ihn zur Auszahlung komme. Der genannte Betrag wurde am 9. November 2009 an den
Klager gezahlt.

Am 23. Oktober 2009 legte der Kldger geméfs Art. 90 Abs. 2 des Statuts Beschwerde gegen die
Entscheidung der Anstellungsbehorde vom 27. Juli 2009 ein. Die Beschwerde wurde durch eine
ausfiihrliche Begriindung vom 8. Dezember 2009 ergéinzt. Diese Beschwerde wurde mit Entscheidung
der Anstellungsbehorde vom 15. Februar 2010 zuriickgewiesen.

Antrige der Parteien

Der Klager beantragt,

— die Entscheidung der Anstellungsbehérde vom 27. Juli 2009 aufzuheben, mit der das nach Art. 73
des Statuts in der Folge des Unfalls vom 8. Dezember 2003 eroffnete Verfahren abgeschlossen

wurde und ihm ein Beeintrdachtigungsgrad von 64,5 % zuerkannt wurde;

— soweit erforderlich, die Entscheidung vom 15. Februar 2010 aufzuheben, mit der seine Beschwerde
zuriickgewiesen worden ist;

— folglich darauf zu erkennen, dass die Bewertung seines Beeintrachtigungsgrads auf der Grundlage
der Gemeinsamen Regelung und der Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads zu erfolgen
hat, die am Tag des Unfalls und bis zum 1. Januar 2006 gegolten haben, und die Priifung des vom
Klager nach Art. 73 des Statuts eingereichten Antrags durch einen unparteiisch, unabhéngig und
neutral zusammengesetzten Arzteausschuss, der rasch, unabhingig und unvoreingenommen
arbeiten kann, wiederaufzunehmen ist;

— die Kommission zur Zahlung von Verzugszinsen auf den nach Art. 73 des Statuts geschuldeten
Kapitalbetrag zu einem Zinssatz von 12 % fiir einen spétestens am 8. Dezember 2004 beginnenden
Zeitraum bis zur vollstindigen Zahlung des Kapitalbetrags zu verurteilen;

— die Kommission zum Ersatz des durch die angefochtene Entscheidung erlittenen und nach billigem
Ermessen auf 50 000 Euro festgesetzten immateriellen Schadens zu verurteilen;

— als Ersatz des ihm entstandenen materiellen Schadens einen Betrag von 15000 Euro festzusetzen;
— der Kommission samtliche Kosten aufzuerlegen.
Die Kommission beantragt,

— die Klage als teilweise unzuléssig, jedenfalls aber als unbegriindet abzuweisen;
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— tber die Kosten nach Rechtslage zu entscheiden.
Rechtliche Wiirdigung

Zum Streitgegenstand

Neben der Authebung der Entscheidung vom 27. Juli 2009, mit der die Anstellungsbehorde dem Klager
einen Beeintrachtigungsgrad von 64,5 % zuerkannte (im Folgenden: Entscheidung vom 27. Juli 2009),
beantragt der Klager die Aufthebung der Entscheidung vom 15. Februar 2010, mit der die Beschwerde
zuriickgewiesen wurde. Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass der formal gegen die Zuriickweisung
einer Beschwerde gerichtete Aufhebungsantrag bewirkt, dass das Gericht mit der Handlung befasst
wird, gegen die die Beschwerde gerichtet ist, wenn der Antrag als solcher keinen eigenstindigen
Gehalt hat (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichtshofs vom 17. Januar 1989, Vainker/Parlament,
293/87, Randnr. 8; Urteil des Gerichts erster Instanz vom 6. April 2006, Camos Grau/Kommission,
T-309/03, Randnr. 43).

Da der Authebungsantrag, der gegen die Entscheidung gerichtet ist, mit der die gegen die
Entscheidung vom 27. Juli 2009 eingelegte Beschwerde zuriickgewiesen wurde, im vorliegenden Fall

keinen eigenstindigen Gehalt hat, ist die Klage als gegen die Entscheidung vom 27. Juli 2009 gerichtet
anzusehen.

Zu den Aufhebungsantrégen
Der Klager stiitzt seine Authebungsantrage auf folgende acht Klagegriinde:

— erstens, Rechtswidrigkeit der auf ihn angewandten Tabelle zur Bewertung des
Beeintriachtigungsgrads;

— zweitens, Verstofl gegen eine zwischen der Europdischen Gemeinschaft und einer
Versicherungsgesellschaft geschlossenen Vereinbarung sowie Verstof$ gegen Art. 73 des Statuts, da

die Kommission die Interessen ,der Versicherer” durchgesetzt habe;

— drittens, Uberschreitung der angemessenen Verfahrensdauer sowie Verstof§ gegen den Grundsatz
der ordnungsgemaiflen Verwaltung und die Fiirsorgepflicht;

— viertens, Verstofs gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit und das Riickwirkungsverbot sowie
Beeintrachtigung wohlerworbener Rechte;

— fiinftens, die neue Gemeinsame Regelung konne ihm nicht entgegengehalten werden;

— sechstens, fehlerhafte Bestellung des dritten Arztes des Arzteausschusses und Verstofy gegen den
Grundsatz von Treu und Glauben;

— siebtens, Verstof3 gegen die fiir die Arbeit im Arzteausschuss geltenden Grundsitze der
Kollegialitdt, der Unabhéngigkeit, der Unparteilichkeit und der Neutralitit;

— achtens, Verstof§ des Arzteausschusses gegen seinen Auftrag, offensichtlicher Fehler des Berichts
des Arzteausschusses und fehlerhafte Begriindung dieses Berichts.

Zunichst ist der vierte Klagegrund zu priifen, mit dem ein Verstoff gegen den Grundsatz der

Rechtssicherheit und das Riickwirkungsverbot sowie die Beeintrdchtigung wohlerworbener Rechte
geriigt werden.
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Zum Klagegrund einer Beeintrichtigung wohlerworbener Rechte sowie eines Verstofles gegen den
Grundsatz der Rechtssicherheit und das Riickwirkungsverbot

— Zur Zuléssigkeit des Klagegrundes

Die Kommission macht geltend, der in Rede stehende Klagegrund sei unzuléssig. Er sei vom Klager
bereits im Rahmen einer Beschwerde vorgebracht worden, die zuvor in demselben Verfahren nach
Art. 73 des Statuts erhoben worden sei. Diese Beschwerde sei aber mit Entscheidung vom 31. Juli
2006 zuriickgewiesen worden, die mangels Anfechtung bestandskriftig geworden sei.

Es steht jedoch aufler Zweifel und wird von der Kommission auch nicht bestritten, dass die
Entscheidung vom 27. Juli 2009 eine beschwerende Mafinahme ist und dass die Zuriickweisung der
Beschwerde, auf die sich die Kommission beruft, vor der genannten Entscheidung liegt.

Der Kldger kann daher alle Griinde, Argumente oder Umsténde geltend machen, die geeignet sind, die
RechtmaifSigkeit einer beschwerenden Mafinahme in Frage zu stellen, selbst wenn er dieselben Griinde,
Argumente oder Umstédnde bereits zur Begriindung einer fritheren Beschwerde vorgebracht hat, die
eine andere Mafinahme betraf (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichts vom 14. September 2011,
A/Kommission, F-12/09, Randnr. 136, Rechtsmittel beim Gericht der Europdischen Union anhéngig,
Rechtssache T-595/11 P).

— Zur Begriindetheit des Klagegrundes

Gemafs den Art. 30 und 31 der neuen Gemeinsamen Regelung wird die alte Gemeinsame Regelung
aufgehoben; die neue Gemeinsame Regelung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den
Monat folgt, in dem der Président des Gerichtshofs geméfs Art. 73 Abs. 1 des Statuts das gegenseitige
Einvernehmen der Organe festgestellt hat, und gilt vom gleichen Tag an. Da vorliegend das
gegenseitige Einvernehmen der Organe gemdfd Art. 73 Abs. 1 des Statuts vom Présidenten des
Gerichtshofs am 13. Dezember 2005 festgestellt wurde, ist die neue Gemeinsame Regelung am
1. Januar 2006 in Kraft getreten. Art. 30 Abs. 2 der neuen Gemeinsamen Regelung legt jedoch fest,
dass die alte Gemeinsame Regelung, die dahin zu verstehen ist, dass sie die ihr beigefiigte Tabelle zur
Bewertung des Beeintriachtigungsgrads einschlief$t, ,weiterhin fiir alle Entscheidungsentwiirfe [gilt], die
[von der Anstellungsbehorde] vor dem 1. Januar 2006 angenommen wurden“, d. h. fir alle
Entscheidungsentwiirfe, die vor diesem Datum angenommen wurden und die das Vorliegen eines
Unfalls oder die Anerkennung einer Krankheit als Berufskrankheit, den Beeintrachtigungsgrad und
den entsprechenden Kapitalbetrag betreffen.

Der Klager tragt vor, die Anwendung der Tabelle zur Bewertung des Beeintrichtigungsgrads im
Anhang der neuen Gemeinsamen Regelung auf seinen Fall beschneide ihn in seinen Rechten, die er
unter der Geltung der Vorschriften der alten Gemeinsamen Regelung erworben habe. Durch den
Unfall, die Unfallmeldung und sogar die Konsolidierung der Verletzungen wiirden Rechte begriindet,
die zu den jeweiligen Zeitpunkten in der Person des Versicherten entstiinden. Auch wenn die
Anstellungsbehorde im Rahmen des Verfahrens, das infolge des Unfalls vom 8. Dezember 2003
eingeleitet worden sei, noch keinen Entscheidungsentwurf angenommen habe, hitte auf ihn daher die
Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads angewandt werden miissen, die der alten
Gemeinsamen Regelung als Anhang beigefiigt gewesen sei.

Der Kldger macht daher geltend, Art. 30 der Gemeinsamen Regelung sei rechtswidrig, da er vorsehe,
dass die Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads im Anhang der alten Gemeinsamen
Regelung nur dann weiterhin fiir die vor dem 1. Januar 2006 — dem Tag des Inkrafttretens der neuen
Gemeinsamen Regelung — eingeleiteten Verfahren gelte, wenn das Verfahren zu diesem Zeitpunkt das
Stadium des von der Anstellungsbehérde angenommenen Entscheidungsentwurfs erreicht habe,
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wihrend die alte Gemeinsame Regelung bis zum Abschluss des Verfahrens nach Art. 73 des Statuts
fortgelten miisse, wenn der Unfall, die Unfallmeldung oder die Konsolidierung der Verletzungen vor
dem 1. Januar 2006 eingetreten sei.

Insoweit ist zundchst zu beachten, dass nach einem allgemein anerkannten Grundsatz eine neue
Vorschrift, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist, unmittelbar auf den entstehenden Sachverhalt
sowie auf die kiinftigen Auswirkungen eines Sachverhalts anwendbar ist, der unter der Geltung der
alten Vorschrift entstanden, aber noch nicht vollstindig abgeschlossen ist (vgl. in diesem Sinne Urteile
des Gerichtshofs vom 15. Februar 1978, Bauche und Delquignies, 96/77, Randnr. 48; vom 16. Mai
1979, Tomadini, 84/78, Randnr. 21; vom 5. Februar 1981, P./Kommission, 40/79, Randnr. 12; vom
10. Juli 1986, Licata/WSA, 270/84, Randnr. 31, und vom 29. Januar 2002, Pokrzeptowicz-Meyer,
C-162/00, Randnr. 50; Beschluss des Gerichtshofs vom 13. Juni 2006, Echouikh, C-336/05, Randnr. 54;
Urteil des Gerichtshofs vom 22. Dezember 2008, Centeno Mediavilla u. a./Kommission, C-443/07 P,
Randnrn. 61 bis 63; Urteile des Gerichts vom 30. November 2006, Balabanis und Le
Dour/Kommission, F-77/05, Randnr. 39, und vom 4. September 2008, Lafili/Kommission, F-22/07,
Randnr. 84).

Vorliegend ist somit zu priifen, ob, wie der Klager behauptet, der ihn betreffende Sachverhalt zu dem
Zeitpunkt, zu dem die neue Gemeinsame Regelung in Kraft trat, also am 1. Januar 2006, unter der
Geltung der Tabelle zur Bewertung des Beeintrdchtigungsgrads, die der alten Gemeinsamen Regelung
als Anhang beigefiigt war, vollstindig abgeschlossen war. Nur dann konnte tatsdchlich anerkannt
werden, dass die Tabelle der neuen Gemeinsamen Regelung - die {brigens nicht als
Verfahrensvorschrift angesehen werden kann (vgl. e contrario Urteil des Gerichtshofs vom 6. Juli
1993, CT Control [Rotterdam] und JCT Benelux/Kommission, C-121/91 und C-122/91,
Randnrn. 22 f) — riickwirkend auf den Kldger angewandt wurde. In diesem Fall wire die vom Klédger
erhobene Einrede der Rechtswidrigkeit, insbesondere aber die Rechtméifligkeit der riickwirkenden
Anwendung der Tabelle der neuen Gemeinsamen Regelung unter Beriicksichtigung der Grundsatze
der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes zu priifen.

Bevor dieser Frage nachgegangen wird, ist darauf hinzuweisen, dass sich nach Art. 12 Abs. 2 der alten
Gemeinsamen Regelung, wie im Ubrigen auch nach Art. 11 Abs. 3 der neuen Gemeinsamen Regelung,
bei dauernder Teilinvaliditdt der in Art. 73 Abs. 2 Buchst. ¢ des Statuts vorgesehene Kapitalbetrag nach
den Sitzen der den beiden Regelungen jeweils als Anhang beigefiigten Tabelle zur Bewertung des
Beeintrachtigungsgrads bemisst.

Der Fall eines Versicherten ist daher nur dann vollstindig unter der Geltung der Tabelle zur
Bewertung des Beeintrachtigungsgrads, die der alten Gemeinsamen Regelung als Anhang beigefiigt
war, abgeschlossen, wenn feststeht, dass er spitestens am Tag vor dem Inkrafttreten der neuen
Gemeinsamen Regelung, also am 31. Dezember 2005, so beschaffen war, dass er zugunsten des
Versicherten einen Anspruch auf Festsetzung des Beeintrachtigungsgrads nach den Sitzen der Tabelle
zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads im Anhang der alten Gemeinsamen Regelung begriinden
konnte.

Der blofe Eintritt des Unfalls oder der Berufskrankheit reicht nicht aus, um in der Person des
Versicherten einen Anspruch auf Festsetzung des Beeintrachtigungsgrads zu begriinden.

Zwar bestimmt Art. 73 des Statuts, dass der Beamte fiir den Fall von Berufskrankheiten und Unfillen
»-vom Tage seines Dienstantritts an ... gesichert® wird. Die Bestimmung sieht auch vor, dass die
Leistungen in diesen Fillen dem Beamten ,garantiert” werden.

Auch wenn der Gesetzgeber der Union ein System der Versicherung gegen Unfille und
Berufskrankheiten geschaffen hat, so haben die Organe jedoch aufgrund des Art. 73 Abs. 1 des Statuts
das Entstehen eines Anspruchs auf die betreffenden Versicherungsleistungen und damit die
Gewidhrung dieser Leistungen von der Beachtung einer Reihe von Voraussetzungen abhédngig gemacht.
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Nach Art. 20 Abs. 1 der alten Gemeinsamen Regelung, wie im Ubrigen auch nach Art. 19 Abs. 3 der
neuen Gemeinsamen Regelung, kann daher die Entscheidung tiber den Beeintrachtigungsgrad erst
nach der Konsolidierung der Verletzungen des Versicherten ergehen, wobei Konsolidierung den
Zustand eines Verletzten beschreibt, dessen korperliche Verletzungen sich so stabilisiert haben, dass
eine Heilung oder Besserung nicht mehr moglich erscheint und eine Behandlung grundsitzlich nicht
mehr angezeigt ist, aufSer um eine Verschlechterung zu verhindern (Urteil des Gerichts erster Instanz
vom 21. Mai 1996, W/Kommission, T-148/95, Randnr. 36).

Dies bedeutet, wie der Gerichtshof im Urteil vom 14. Juli 1981, Suss/Kommission (C-186/80,
Randnr. 15; vgl. auch Urteil des Gerichts vom 17. Februar 2011, Strack/Kommission, F-119/07,
Randnr. 88), festgestellt hat, dass der Anspruch auf Zahlung einer Leistung im Sinne des Art. 73
Abs. 2 Buchst. ¢ des Statuts bei dauernder Teilinvaliditit, wie im vorliegenden Fall, erst mit der
Konsolidierung aller Verletzungen entsteht. Daher hat der Versicherte erst ab diesem Zeitpunkt einen
Anspruch auf Festsetzung seines Beeintriachtigungsgrads.

Da der Fall des Versicherten in Bezug auf seinen Anspruch auf Festsetzung des Beeintréchtigungsgrads
im Zeitpunkt der Konsolidierung seiner Verletzungen vollstindig abgeschlossen ist, muss auf den
Versicherten grundsatzlich die Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads angewandt werden,
die im Zeitpunkt dieser Konsolidierung in Kraft ist.

Im Ubrigen unterscheidet sich entgegen den Ausfithrungen der Kommission der Fall eines
Versicherten im Bereich der Sicherung bei Unfillen oder Berufskrankheiten deutlich von dem Fall
eines erfolgreichen Teilnehmers an einem Auswahlverfahren im Bereich des Anspruchs auf Einstufung
in eine Besoldungsgruppe, um den es im Urteil Centeno Mediavilla u. a./Kommission (Randnrn. 63
bis 68) ging. Die Einstufung des erfolgreichen Teilnehmers an einem Auswahlverfahren in die
Besoldungsgruppe ist ndmlich von der Ernennung des Betroffenen abhingig. Die Verwaltung verfiigt
aber bei der Ernennung der erfolgreichen Teilnehmer an einem Auswahlverfahren iiber ein weites
Ermessen, wobei dieses weite Ermessen die Folge davon ist, dass die Rechtsvorschriften nicht
vorsehen, dass den erfolgreichen Teilnehmern an einem Auswahlverfahren in dieser Eigenschaft ein
Anspruch auf Ernennung zusteht. Dagegen beruht die Entschddigung des Versicherten infolge eines
Unfalls oder einer Berufskrankheit nicht auf einer Entscheidung der Verwaltung, die aufgrund des ihr
zustehenden weiten Ermessens getroffen wird, sondern auf der Feststellung einer dauernden
Dienstunfihigkeit nach der Konsolidierung.

Zwar trifft es zu, dass, wie die Kommission ausfiihrt, der Versicherte im Zeitpunkt der Konsolidierung
der Verletzungen nur Gldubiger eines unbezifferten Anspruchs, nicht aber einer bezifferten
Geldforderung ist, da der geschuldete Betrag erst im Augenblick der Entscheidung der
Anstellungsbehorde festgesetzt wird, die den Beeintrichtigungsgrad und den entsprechenden
Kapitalbetrag auf der Grundlage der arztlichen Beurteilungen festlegt.

Wird jedoch die Forderung des Versicherten erst in dem Augenblick fillig, in dem die
Anstellungsbehorde aufgrund der Stellungnahme des vom Organ bestellten Arztes oder des
Arzteausschusses die Entscheidung erlisst, mit der die Hoéhe des geschuldeten Kapitalbetrags
festgesetzt wird, setzt diese Entscheidung, die grundsatzlich das geméafd Art. 73 des Statuts eingeleitete
Verfahren abschlieft, voraus, dass zuvor der Beeintrachtigungsgrad des Versicherten festgesetzt wurde.
Im vorliegenden Fall gilt es aber nun gerade, zu kldren, anhand welcher Tabelle fiir die Bewertung des
Beeintrichtigungsgrads der vom Organ bestellte Arzt und gegebenenfalls der Arzteausschuss den
Beeintrachtigungsgrad eines Versicherten zu bewerten haben, bei dem die Konsolidierung der
korperlichen oder psychischen Verletzungen vor dem Inkrafttreten der neuen Gemeinsamen Regelung
eingetreten ist.

Falls schliefllich, wie sich aus Art. 30 der neuen Gemeinsamen Regelung ergibt, der Zeitpunkt, zu dem

die Anstellungsbehorde den Entscheidungsentwurf angenommen hat, der den Beeintrichtigungsgrad
des Versicherten und den entsprechenden Kapitalbetrag festsetzt, als der fiir die Bestimmung der
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anwendbaren Tabelle zur Bewertung des Beeintrichtigungsgrads mafigebliche Zeitpunkt heranzuziehen
wire, konnte dies dazu fithren, dass auf Personen, bei denen die Konsolidierung der Verletzungen zur
selben Zeit eingetreten ist, unterschiedliche Vorschriften angewandt werden, je nachdem wie schnell
die Verwaltung bei der Bearbeitung des jeweiligen Falles war, wodurch die Gefahr von Willkir
entstehen wiirde (vgl. zu dem auf die Festsetzung ergdnzender Rentenanspriiche anzuwendenden
Recht Urteil des Gerichts der Europidischen Union vom 18. Oktober 2011, Purvis/Parlament,
T-439/09, Randnrn. 39 f.).

Im vorliegenden Fall geht aus den Prozessakten und insbesondere aus dem Bericht des vom Organ
bestellten Arztes vom 21. September 2006 hervor, dass der Zeitpunkt der Konsolidierung der
Verletzungen des Klagers auf den 28. Juni 2005 festgelegt wurde. Von diesem Zeitpunkt an hatte der
Klager einen Anspruch darauf, dass sein Beeintrichtigungsgrad anhand der Tabelle zur Bewertung des
Beeintrachtigungsgrads berechnet wird, die der zu diesem Zeitpunkt geltenden Regelung zur Sicherung
bei Unfillen und Berufskrankheiten als Anhang beigefiigt war, d. h. anhand der Tabelle zur Bewertung
des Beeintrachtigungsgrads im Anhang der alten Gemeinsamen Regelung.

Angesichts dieser Erwdgungen zeigt sich, dass Art. 30 der Gemeinsamen Regelung, soweit dieser
vorsieht, dass die Tabelle im Anhang dieser Regelung, wenn ein den Beeintriachtigungsgrad
festlegender Entscheidungsentwurf der Anstellungsbehorde nicht vorliegt, auf die durch einen Unfall
oder eine Berufskrankheit geschddigten Versicherten anwendbar ist, deren Schéadigungen vor
Inkrafttreten des genannten Artikels, d. h. vor dem 1. Januar 2006, konsolidiert waren, in Bezug auf
diese Versicherten Sachverhalte erfasst, die unter der Geltung der Tabelle fiir die Bewertung des
Beeintrachtigungsgrads im Anhang der alten Gemeinsamen Regelung vollstindig abgeschlossen waren.
Art. 30 der Gemeinsamen Regelung verleiht der ihr als Anhang beigefiigten Tabelle daher insoweit
riickwirkende Kraft.

Im Allgemeinen verbietet es aber der Grundsatz der Rechtssicherheit, den Beginn der zeitlichen
Geltung eines Rechtsakts der Union auf einen Zeitpunkt vor dessen Inkrafttreten zu legen (vgl. in
diesem Sinne Urteil des Gerichtshofs vom 22. November 2001, Niederlande/Rat, C-110/97,
Randnr. 151 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Anders kann es jedoch ausnahmsweise dann sein, wenn das angestrebte Ziel es verlangt und das
berechtigte Vertrauen der Betroffenen gebiihrend beachtet ist (Urteile des Gerichtshofs vom
25. Januar 1979, Racke, 98/78, Randnr. 20; vom 13. November 1990, Fedesa u. a., C-331/88,
Randnr. 45, und Niederlande/Rat, Randnr. 151).

Im vorliegenden Fall sind die in der vorstehenden Randnummer angefithrten Voraussetzungen nicht
erfillt. Erstens hat die Kommission nicht dargetan, dass ein Ziel existiert, das die riickwirkende
Anwendung der neuen Gemeinsamen Regelung erfordert. Das Argument, die Tabelle zur Bewertung
des Beeintrachtigungsgrads im Anhang der alten Gemeinsamen Regelung sei unzureichend - die
Verwaltungsmitteilungen Nr. 91-2005 vom 19. Dezember 2005, in denen den Mitarbeitern der
Kommission das Inkrafttreten der neuen Gemeinsamen Regelung mitgeteilt wurde, bezeichneten die
Tabelle als ,veraltet, schwer zu benutzen und ohne europdische Dimension“ (bei der alten Tabelle
handelte es sich um die ,Baréeme Officiel Belge des Invalidités“ [BOBI] [Amtliche belgische
Invaliditétstabelle]) —, begriindet insoweit nicht tiberzeugend, weshalb es zur Erreichung des Ziels
einer Modernisierung der genannten Tabelle erforderlich war, ihr Riickwirkung beizulegen.

Zweitens verletzt die Anwendung der Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads im Anhang
der neuen Gemeinsamen Regelung auf die Versicherten, die vor dem Inkrafttreten dieser neuen
Gemeinsamen Regelung am 1. Januar 2006 einen Unfall oder eine Berufskrankheit erlitten hatten und
deren Schidigungen vor diesem Zeitpunkt konsolidiert waren, zwangslaufig das berechtigte Vertrauen
dieser Versicherten.
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Selbst wenn man, wie die Kommission in der miindlichen Verhandlung ausgefiihrt hat, annimmt, dass
die Anwendung der Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads im Anhang der neuen
Gemeinsamen Regelung im Vergleich zu der Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads im
Anhang der alten Gemeinsamen Regelung je nach Art der betreffenden Schédigungen zu einer
starkeren oder einer geringeren Sicherung bei Unfillen oder Berufskrankheiten fiihren kann, setzen
die Einheit und die einheitliche Anwendung einer im gegenseitigen Einvernehmen der Organe
beschlossenen Regelung zur Sicherung bei Unfillen und Berufskrankheiten grundsétzlich voraus, dass
das Inkrafttreten dieser Regelung in allen Organen und fiir alle ihre Mitarbeiter zum selben Zeitpunkt
erfolgt, soweit nicht zum Schutz der unter der Geltung der alten Regelung erworbenen Rechte etwas
anderes bestimmt ist (vgl. entsprechend Urteil Racke, Randnr. 16). Zwar kann den Organen nicht
untersagt werden, fiir Sachverhalte, die unter der Geltung der alten Gemeinsamen Regelung
entstanden und endgiiltig abgeschlossen sind, die Rechte aus der neuen Gemeinsamen Regelung
auszudehnen, wenn diese Regelung fiir die Versicherten giinstiger ist, doch ist eine derartige
Ubergangsbestimmung in der neuen Gemeinsamen Regelung nicht enthalten.

Nach alledem ist die neue Gemeinsame Regelung fiir rechtswidrig zu erkldren, soweit sie vorsieht, dass
die Tabelle in ihrem Anhang auf die durch einen Unfall oder eine Berufskrankheit geschiadigten
Versicherten anwendbar ist, deren Schidigungen vor Inkrafttreten der Regelung konsolidiert waren.

In dem Bericht des Arzteausschusses vom 9. Juni 2009 sowie in der Entscheidung der
Anstellungsbehérde vom 27. Juli 2009 wurde somit zu Unrecht die Tabelle zur Bewertung des
Beeintrachtigungsgrads im Anhang der neuen Gemeinsamen Regelung angewandt. Folglich ist die
Entscheidung vom 27. Juli 2009 aus diesem Grund aufzuheben, ohne dass im Rahmen der
vorliegenden Aufhebungsantrdge iiber die tibrigen Klagegriinde des Klagers entschieden zu werden
braucht.

Zu den Schadensersatzantréigen

Der Kldager macht drei verschiedene Schidden geltend: einen Schaden, der die Zahlung von
Verzugszinsen rechtfertigt, einen materiellen Schaden und einen immateriellen Schaden.

Zur Zahlung von Verzugszinsen

Der Klager beantragt, die Kommission zur Zahlung von Verzugszinsen auf den nach Art. 73 des Statuts
geschuldeten Kapitalbetrag zu verurteilen.

Der Kléger fiihrt in dem Teil seiner Schriftsitze, die diesen Schadensersatzantrag betreffen, nicht naher
aus, auf was fiir eine Pflichtverletzung er den genannten Antrag stiitzt. Er legt jedoch allgemein dar,
dass die Haftung der Kommission mit den Rechtsverstofien zu begriinden sei, die er zur Begriindung
der Authebungsantriage geltend gemacht habe.

Aus den hierzu vom Klager geltend gemachten Klagegriinden und Riigen wird deutlich, dass er seinen
Antrag auf Zahlung von Verzugszinsen darauf stiitzen will, dass die Verwaltung nicht innerhalb
angemessener Frist entschieden habe.

Es ist somit zu priifen, ob die Frist, innerhalb der die Entscheidung vom 27. Juli 2009 erlassen wurde,
unangemessen war.

Die Bestimmungen des Art. 20 der alten Gemeinsamen Regelung sehen vor, dass der Versicherte einen

arztlichen Bericht vorlegt, in dem die Konsolidierung seines Zustands festgestellt wird, damit die
Anstellungsbehorde eine Entscheidung iiber den Beeintrachtigungsgrad erlassen kann.
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Im vorliegenden Fall wurde das PMO tiiber die am 28. Juni 2005 eingetretene Konsolidierung der
Verletzungen des Klédgers erst durch den Bericht vom 28. Juni 2005 in Kenntnis gesetzt, der von
einem vom Kldger benannten Arzt erstellt und dem PMO am 30. Juni 2005 iibermittelt wurde.

Was infolgedessen die Zeit zwischen dem 8. Dezember 2003 — dem Unfallzeitpunkt — und dem
30. Juni 2005 — dem Zeitpunkt, zu dem der Bericht des vom Kldger benannten Arztes iiber die
Konsolidierung der Verletzungen beim PMO einging — anbelangt, so ist dieser Zeitraum somit
zumindest iberwiegend dem Klidger anzulasten.

Der Zeitraum von ungefihr 15 Monaten, nach dem der vom Organ benannte Arzt seinen Bericht unter
dem Datum des 21. Dezember 2006 fiir die Anstellungsbehorde erstellte, erscheint nicht
unangemessen. Der genannte Arzt stiitzte seine Beurteilung nédmlich auf sechs zusitzliche
Untersuchungen, die in dieser Zeit durchgefithrt wurden und die mindestens vier verschiedene
medizinische Fachrichtungen beriicksichtigten (Psychiatrie, Augenheilkunde, Rheumatologie und
Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde).

In der Folge wurde der Entscheidungsentwurf der Anstellungsbehorde vom 7. November 2006, der den
Beeintrachtigungsgrad des Klagers und den dementsprechend gewéhrten Kapitalbetrag festsetzte, dem
Klager am 21. November 2006 {iibermittelt, d. h. innerhalb einer Frist von drei Monaten nach
Erstellung des Berichts des vom Organ benannten Arztes, was nicht unangemessen erscheint.

Da der Klager mit dem Entscheidungsentwurf der Anstellungsbehérde vom 7. November 2006, der den
Beeintrachtigungsgrad und den Entschédigungsbetrag festsetzte, nicht einverstanden war, beantragte er
mit Schreiben vom 18. Januar 2007 die Befassung des Arzteausschusses.

Da es dem vom Kléger und dem vom Organ benannten Arzt nicht gelang, sich auf den Namen eines
dritten Arztes im Arzteausschuss zu einigen, wandte sich der Kldger mit Schreiben vom 5. Mai 2007
an den Prasidenten des Gerichtshofs, damit dieser von Amts wegen den Arzt benennt.

Nach Kenntnisnahme der Ernennung und der Annahme des Amtes durch den dritten Arzt beauftragte
das PMO am 25. Juli 2007 den genannten Arzt im Namen des Arzteausschusses.

Die Zeit, die zwischen dem Entscheidungsentwurf vom 7. November 2006 und dem 25. Juli 2007 —
dem Zeitpunkt, zu dem der Arzteausschuss mit seiner Arbeit beginnen konnte — verstrichen ist, ist
somit die Folge des Verfahrensablaufs und kann nicht auf die Untitigkeit der Kommission
zuriickgefiihrt werden.

In der Folge wurde der Bericht des Arzteausschusses am 12. November 2008 erstellt, d. h. ungefihr 15
Monate, nachdem der Arzteausschuss seine Arbeit aufnehmen konnte. Diese Frist erscheint angesichts
der Umstidnde des vorliegenden Falls nicht unangemessen.

Ein erster, wenn auch nicht vollstindiger Bericht des Arzteausschusses wurde vom dritten Arzt schon
am 10. Januar 2008 nach der ersten Sitzung des Arzteausschusses vom 3. Januar 2008 verfasst. Dieser
Bericht fithrte jedoch zu einer Reihe von Schriftwechseln, u. a. zu einem Schreiben des vom Kldger
benannten Arztes, zwei Schreiben des Kldgers und einem Schreiben des vom Organ benannten
Arztes.
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In dem Bericht vom 12. November 2008, den der dritte Arzt namens des Arzteausschusses erstellt
hatte, fithrt er u. a. aus, dass einem der Schreiben des Kldgers ,zahlreiche und umfangreiche Anlagen®
beigefiigt gewesen seien, die die aufSerberuflichen Tatigkeiten des Kldgers betroffen hétten. Er erwédhnte
auch, dass der Klidger in einem Schreiben vom 28. Februar 2008 neue Ausfithrungen beziiglich der
Unterstiitzungsbeihilfe gemacht habe, und fiigte hinzu:

slch personlich war angesichts der Beschwerden, die bei der ersten [Sitzung] gedufert wurden,
tiberrascht von dem Ausmaf seines Anliegens, und zwar auch in Anbetracht der prézisen Fragen, die
ich an ihn in dieser ersten [Sitzung] gerichtet hatte ...”

Zwar kann einem Versicherten im Rahmen eines Verfahrens nach Art. 73 des Statuts nicht
vorgeworfen werden, dass er dem Arzteausschuss alle Unterlagen und Bemerkungen zukommen lisst,
die er fiir erforderlich halt, damit der Ausschuss seine Entscheidung treffen kann, doch liegt es auf der
Hand, dass die Vorlage umfangreicher Schriftstiicke und die Ubermittlung neuer Ausfithrungen
wéhrend des Verfahrens zu Fragen, die frither zur Sprache gebracht worden waren, dazu beitragt, dass
sich der Erlass einer das Verfahren abschlieflenden Entscheidung verzogert.

Auflerdem fiihrte der dritte Arzt in dem Bericht des Arzteausschusses vom 12. November 2008 aus,
dass es schwierig gewesen sei, sich — insbesondere mit dem vom Kldger benannten Arzt — auf einen
Zeitpunkt fiir die zweite Sitzung des Arzteausschusses zu einigen, und dass diese erst am 13. Oktober
2008 habe stattfinden konnen.

Zwar erklarte der vom Kldger benannte Arzt in einem Schreiben vom 2. Dezember 2008, dass er den
26. und 29. September 2008 fiir die Sitzung des Arzteausschusses vorgeschlagen habe und dass diese
Termine den anderen Mitgliedern des Arzteausschusses nicht gepasst hitten. Dieser Vorschlag des
vom Kléger benannten Arztes kann den Kliger jedoch nicht von seinem Teil der Verantwortung
befreien, die er dafiir trdgt, dass fiir die Festlegung des Termins fiir die zweite Sitzung des
Arzteausschusses lingere Zeit nétig war.

In Anbetracht der vorstehenden Ausfithrungen erscheint daher der Zeitraum von ungefihr 15
Monaten, der zwischen dem 25. Juli 2007 — dem Zeitpunkt, zu dem der Arzteausschuss seine Arbeit
aufnehmen konnte — und dem 12. November 2008 — dem Zeitpunkt des Berichts des
Arzteausschusses — liegt, nicht unangemessen.

In der Folge wurde der Bericht des Arzteausschusses schliefSlich erst am 9. Juni 2009 an das PMO
tibermittelt, also ungefihr sieben Monate, nachdem der dritte Arzt den genannten Bericht erstellt
hatte. Dieser Zeitraum erklért sich jedoch zumindest teilweise daraus, dass der vom Klédger benannte
Arzt den mit der Abfassung des Berichts des Arzteausschusses betrauten dritten Arzt mit Schreiben
vom 2. Dezember 2008 und 21. Januar 2009 aufgefordert hatte, den Bericht — mit dessen Inhalt die
beiden anderen Mitglieder des Arzteausschusses einverstanden waren — zu dndern, und, nachdem er
dies nicht erreicht hatte, den mit seiner Unterschrift versehenen Bericht erst am 28. Mirz 2009
zuriicksandte.

Auf der Grundlage des Berichts des Arzteausschusses, den die Anstellungsbehérde am 9. Juni 2009
erhalten hatte, erlief8 sie die Entscheidung vom 27. Juli 2009 und iibermittelte diese dem Klager, der
von ihr am 9. August 2009 Kenntnis erlangte. Der Zeitraum von zwei Monaten, der somit zwischen
dem 9. Juni 2009 - dem Zeitpunkt, zu dem die Anstellungsbehorde iiber den Bericht des
Arzteausschusses verfiigte — und dem 9. August 2009 - dem Zeitpunkt, zu dem die
Anstellungsbehorde die Entscheidung vom 27. Juli 2009 dem Klédger zusandte — lag, erscheint nicht
unangemessen.

Letztlich erscheint keiner der Zeitraume in den einzelnen Abschnitten des zum Erlass der
Entscheidung vom 27. Juli 2009 fithrenden Verfahrens unangemessen.
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Selbst wenn ferner die gemeinsame Wirkung aller dieser Zeitraume und der Teil beriicksichtigt
werden, der den Verzogerungen der Verwaltung zuzurechnen ist, ergibt sich aus den in den
vorstehenden Randnummern angefithrten Umsténden, dass die Entscheidung vom 27. Juli 2009 nicht
innerhalb einer unangemessenen Frist erlassen wurde (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichts vom
13. Januar 2010, A und G/Kommission, F-124/05 und F-96/06, Randnr. 394).

Nach alledem ist der Antrag des Kldgers auf Verurteilung der Kommission zur Zahlung von
Verzugszinsen auf das bereits an ihn gezahlte Kapital zuriickzuweisen.

Der Klédger scheint jedoch zu dem Kapital, aus dem die Verzugszinsen zu errechnen sind, nicht nur das
Kapital zu zéhlen, das bereits an ihn gezahlt wurde, sondern auch das zusitzliche Kapital, das nach
seiner Auffassung aufgrund der Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsrads im Anhang der
alten Gemeinsamen Regelung an ihn zu zahlen sein wird.

Was den Antrag auf Zahlung von Verzugszinsen auf die zusdtzlichen Betrdge angeht, die dem Klager
aufgrund der Anwendung der Tabelle zur Bewertung des Beeintriachtigungsgrads im Anhang der alten
Gemeinsamen Regelung geschuldet sein wiirden, setzt eine solche Zahlung nicht nur voraus, dass mit
hinreichender Sicherheit feststeht, dass dem Klager ein Beeintrachtigungsgrad zugesprochen wird, der
hoher als der ihm mit Entscheidung vom 27. Juli 2009 zuerkannte ist, sondern auch, dass der
Beeintrachtigungsgrad, der ihm auf der Grundlage dieser Tabelle zustehen wird, bereits festgelegt
werden konnte. Dies ist jedoch nicht der Fall. Folglich wire ein solcher Antrag, selbst wenn man
annimmt, dass der Klager diesen gestellt hat, verfritht und miisste folglich zuriickgewiesen werden.

Zum materiellen Schaden

Der Schaden, der dem Klédger nach seinen Angaben entstanden ist, besteht aus den Kosten, die mit der
Arbeitsweise des Arzteausschusses verbunden sind, den Kosten, die mit der Wiederaufnahme der
Arbeit des Arzteausschusses nach Aufhebung der Entscheidung vom 27. Juli 2009 verbunden sind,
und den vorprozessual entstandenen Auslagen und Gebiihren seines Rechtsbeistands.

Die Kosten, die mit der Arbeitsweise des Arzteausschusses verbunden sind, umfassen die Honorare des
vom Klédger benannten Arztes, die Reisekosten sowie verschiedene Auslagen. Der Klager veranschlagt
diese Kosten auf insgesamt 5500 Euro.

Der Klager bezieht sich jedoch in seinen Schriftsdtzen auf kein in den Akten befindliches Schriftstiick,
das diesen Betrag rechtfertigen konnte.

Nach der Rechtsprechung muss aber der Schaden, fiir den Ersatz begehrt wird, tatsachlich und sicher
sein, wofiir der Klager beweispflichtig ist (vgl. z. B. Urteil des Gerichtshofs vom 9. November 2006,
Agraz u. a./Kommission, C-243/05 P, Randnr. 27).

Auflerdem ist in der Klageschrift insoweit kein Beweismittel bezeichnet. Nach Art. 39 Abs. 1 Buchst. e
der Verfahrensordnung des Gerichts aber enthilt die Klageschrift gegebenenfalls die Bezeichnung der
Beweismittel.

Da es an den vorstehend genannten Beweisen fehlt, ist festzustellen, dass der Kldger den Umfang des
geltend gemachten Schadens nicht nachgewiesen hat, obwohl er hierzu in der Lage gewesen wire, da
es um von ihm geleistete Zahlungen geht. Der Schadenersatzantrag des Kldgers beziiglich der Kosten
fiir die Arbeitsweise des Arzteausschusses ist somit zuriickzuweisen.
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Beziiglich der Kosten, die mit der Wiederaufnahme der Arbeit des Arzteausschusses verbunden sind,
wird die Anstellungsbehérde am Ende des Verfahrens, das infolge des vorliegenden Authebungsurteils
erneut durchzufithren sein wird, eine Entscheidung beziiglich der Ubernahme der Kosten fiir die
Arbeit des Arzteausschusses zu erlassen haben. Gegenwirtig ist es daher verfritht, iiber diesen
Schadensposten zu entscheiden.

Beziiglich der Auslagen und Gebiihren des Rechtsbeistands des Kldgers fiir das Vorverfahren ist darauf
hinzuweisen, dass der Ablauf des Vorverfahrens, wie es im Statut ausgestaltet ist, nicht erfordert, dass
der Beamte in diesem Stadium anwaltlich vertreten ist, und dass die Verwaltung daher nach stindiger
Rechtsprechung im Gegenzug Beschwerden oder Antrége nicht eng auslegen darf, sondern sie in
einem Geist der Aufgeschlossenheit priifen muss. Infolgedessen kann ein Beamter, von
auflergewohnlichen Umstédnden abgesehen, die Auslagen und Gebiihren seiner Rechtsbeistande fiir das
Vorverfahren im Rahmen einer Schadensersatzklage nicht ersetzt verlangen. Den Akten kann jedoch
nicht entnommen werden, dass derartige aufSergewohnliche Umstiande vorliegen (Urteil des Gerichts
erster Instanz vom 10. Dezember 2008, Nardone/Kommission, T-57/99, Randnrn. 139 f.).

Nach alledem ist der Antrag auf Verurteilung der Kommission zur Zahlung von Schadensersatz wegen
des materiellen Schadens zuriickzuweisen.

Zum immateriellen Schaden

Im vorliegenden Fall enthdlt die Klageschrift keine Ausfithrungen zu der Frage, ob der immaterielle
Schaden, dessen Ersatz der Kldger verlangt, durch die Authebung der Entscheidung vom 27. Juli 2009
und die von der Anstellungsbehorde infolge der Authebung zu treffenden MafSnahmen nicht
vollstdndig beseitigt werden kann.

Die vom Gericht festgestellte Rechtswidrigkeit, die auf einem Verstofs gegen wohlerworbene Rechte
beruht, ist nicht so schwerwiegend, dass sie die Zuerkennung eines Betrags als Ersatz des
immateriellen Schadens rechtfertigt.

Auflerdem wirft der Klager der Kommission lediglich vor, dass er in dem Verfahren nach Art. 73 des
Statuts und danach im Vorverfahren, wie er meint, unwiirdig behandelt worden sei.

Aus den Akten geht indessen nicht hervor, dass die Entscheidung vom 27. Juli 2009 oder die
Zuriickweisung der Beschwerde vom 16. Februar 2010 eine explizit negative Beurteilung der
Fahigkeiten des Klagers beinhalten, die ihn verletzen konnten. Dasselbe gilt fiir den Bericht des
Arzteausschusses vom 27. November 2008, auf den sich die beiden Entscheidungen stiitzen.

Dennoch ist festzustellen, dass der Klager sich infolge des vorliegenden Aufhebungsurteils erneut in
einer Position befindet, in der er auf eine endgiiltige Beilegung des nach dem Unfall vom 8. Dezember
2003 gemafd Art. 73 des Statuts eingeleiteten Verfahrens warten muss. Dieser andauernde Zustand des
Abwartens und der Unsicherheit, der seine Ursache in der Rechtswidrigkeit der Entscheidung vom
27. Juli 2009 hat, stellt einen immateriellen Schaden dar, der nach billigem Ermessen mit 2 500 Euro
zu bewerten ist.

Da der in Frage stehende immaterielle Schaden die unmittelbare Folge der Entscheidung vom 27. Juli
2009 ist, kann sich die Kommission insoweit nicht mit Erfolg auf die Einrede der Unzuléssigkeit
berufen, die darauf gestiitzt wird, dass die Kommission tiiber einen entsprechenden
Schadensersatzantrag, den der Kldger aufgrund des Art. 90 Abs. 1 des Statuts gestellt hitte, bereits
durch bestandskriftig gewordene Entscheidung entschieden hitte.

Die Kommission ist folglich zu verurteilen, an den Klédger einen Betrag von 2500 Euro als Ersatz des
immateriellen Schadens zu zahlen.
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Zu dem Antrag der im Wesentlichen auf die Durchfiihrung einer Neubewertung des
Beeintrdchtigungsgrads durch einen unparteiisch zusammengesetzten Arzteausschuss auf der Grundlage
der alten Gemeinsamen Regelung gerichtet ist

Nach stidndiger Rechtsprechung steht es dem Unionsrichter im Rahmen der Rechtmaéfliigkeitskontrolle
nach Art. 91 des Statuts nicht zu, der Verwaltung Anordnungen zu erteilen oder rechtliche
Feststellungen zu treffen (vgl. u. a. Urteil des Gerichts erster Instanz vom 12. Juni 2002,
Mellone/Kommission, T-187/01, Randnr. 16).

Der Kldger beantragt, darauf zu erkennen, dass die Bewertung seines Beeintrachtigungsgrads auf der
Grundlage der Tabelle zur Bewertung des Beeintrachtigungsgrads im Anhang der alten Gemeinsamen
Regelung zu erfolgen hat und ,die Priifung des vom Klager nach Art. 73 des Statuts eingereichten
Antrags durch einen unparteiisch, unabhingig und neutral zusammengesetzten Arzteausschuss, der
rasch, unabhédngig und unvoreingenommen arbeiten kann, wiederaufzunehmen ist“. Da der Kldger
somit den Antrag stellt, rechtliche Feststellungen zu treffen oder der Verwaltung Anordnungen zu
erteilen, ist der Antrag als unzuldssig zuriickzuweisen.

Im Ergebnis wird die Entscheidung vom 27. Juli 2009 aufgehoben, und die Kommission wird verurteilt,
an den Kldger einen Betrag von 2500 Euro als Ersatz des immateriellen Schadens zu zahlen. Im
Ubrigen sind die Antrédge des Klédgers zuriickzuweisen.

Kosten

Nach Art. 87 Abs. 1 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei vorbehaltlich der {ibrigen
Bestimmungen des Achten Kapitels des Zweiten Titels der Verfahrensordnung auf Antrag zur
Tragung der Kosten zu verurteilen. Nach Art. 87 Abs. 2 kann das Gericht aus Griinden der Billigkeit
entscheiden, dass eine unterliegende Partei zur Tragung nur eines Teils der Kosten oder gar nicht zur
Tragung der Kosten zu verurteilen ist.

Aus den oben ausgefithrten Griinden ergibt sich, dass die Kommission im Wesentlichen mit ihrem
Vorbringen unterlegen ist. Zudem hat der Kldger ausdriicklich beantragt, sie zur Tragung der Kosten
zu verurteilen. Da die Umstdnde des vorliegenden Falles die Anwendung von Art. 87 Abs. 2 der
Verfahrensordnung nicht rechtfertigen, hat die Kommission ihre eigenen Kosten und die Kosten zu
tragen, die dem Klager entstanden sind.
Aus diesen Griinden hat
DAS GERICHT FUR DEN OFFENTLICHEN DIENST (Dritte Kammer)

fiir Recht erkannt und entschieden:
1. Die Entscheidung vom 27. Juli 2009, mit der das nach Art. 73 des Statuts der Beamten der

Europidischen Union infolge des Unfalls von Herrn Guittet vom 8. Dezember 2003 eroffnete

Verfahren abgeschlossen wurde, wird aufgehoben.

2. Die Europiische Kommission wird verurteilt, an Herrn Guittet einen Betrag von 2 500 Euro
zu zahlen.

3. Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.

4. Die Europidische Kommission trigt ihre eigenen Kosten sowie die Kosten, die Herrn Guittet
entstanden sind.
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Van Raepenbusch Barents Bradley
Verkiindet in offentlicher Sitzung in Luxemburg am 13. Juni 2012.

Die Kanzlerin Der Président
W. Hakenberg S. Van Raepenbusch

ECLIL:EU:F:2012:80 21



	Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union (Dritte Kammer)
	Urteil
	Rechtlicher Rahmen
	Statut
	Gemeinsame Regelung gemäß Art. 73 des Statuts
	Anwendungsbereich und Übergangsbestimmungen
	Begriff der dauernden Dienstunfähigkeit
	Zusätzliche Entschädigung
	Verfahrensvorschriften


	Sachverhalt
	Anträge der Parteien
	Rechtliche Würdigung
	Zum Streitgegenstand
	Zu den Aufhebungsanträgen
	Zum Klagegrund einer Beeinträchtigung wohlerworbener Rechte sowie eines Verstoßes gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit und das Rückwirkungsverbot
	– Zur Zulässigkeit des Klagegrundes
	– Zur Begründetheit des Klagegrundes


	Zu den Schadensersatzanträgen
	Zur Zahlung von Verzugszinsen
	Zum materiellen Schaden
	Zum immateriellen Schaden

	Zu dem Antrag, der im Wesentlichen auf die Durchführung einer Neubewertung des Beeinträchtigungsgrads durch einen unparteiisch zusammengesetzten Ärzteausschuss auf der Grundlage der alten Gemeinsamen 

	Kosten



